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1953 


Drucksache 2707 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Schaffung eines Straßenfonds und die Bundeshilfe für 
Straßenbau und -Unterhaltung (Verkehrsfinanzgesetz 1956) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Erster Abschnitt 

§ 1 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
vom 21. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 234) 
in der Fassung des Verkehrsfinanzgesetzes 
1955 vom 6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 
166) wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„ Mineralölahgabengesetz“ . 

2. Nach § 15 wird folgender neuer § 16 ange- 
fügt: 

4 16 

Das Aufkommen aus diesem Gesetz ist 
nach Maßgabe des Verkehrsfinanzgesetzes 
1956 vom (Bun- 

desgesetzbl. IS. ) zu verwenden.“ 

§2 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fas- 
sung vom 30. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 
418) erhält die Überschrift: „Kraftfahrzeug- 
abgabengesetz“. 


§3 

§ 5 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes 
vom 6. August 1953 (Bundesgesetzbl. IS. 903) 
erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Gemeinden, deren fortgeschrie- 
bene Bevölkerung mehr als 20 000 Einwoh- 
ner beträgt, sind bzw. werden mit dem auf 
das Jahr der Erreichung dieser Einwohner- 
zahl folgenden Haushaltsjahr Träger der 
Baulast für Ortsdurchfahrten im Zuge der 
Bundesstraßen.“ 

§4 

Das Verkehrsfinanzgesetz 1955 vom 
6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 166) wird 
wie folgt geändert: 

1. Abschnitt IV wird aufgehoben. 

2. Abschnitt V Artikel 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Artikel 2 
Finanzierungbeitrag 

Der Bund hat der Gesellschaft aus dem 
ihm zufließenden Aufkommen aus Ab- 
schnitt II dieses Gesetzes in Ausführung des 
§ 4 Abs. 2 des Bundesbahngesetzes vom 
13. Dezember 1951 — vorbehaltlich einer 
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Minderung nach Abschnitt VI dieses Ge- 
setzes — einen jährlichen Finanzierungs- 
beitrag von einhundertfünfundfünfzig Mil- 
lionen Deutsche Mark zu leisten. Soweit das 
Aufkommen aus Abschnitt II dieses Geset- 
zes hierfür nicht ausreicht, wird der Finan- 
zierungsbeitrag durch entsprechende Zu- 
weisung aus dem Straßenfonds — §8 des 
Verkehrsfinanzgesetzes 1956 vom . . . . . 

(Bundesgesetzbl. IS....) — 

sichergestellt. Die Zahlungsverpflichtung 
des Bundes endet mit der Zahlung des Fi- 
nanzierungsbeitrages für das zehnte Jahr, 
soweit der Vertrag nicht vorher nach Arti- 
kel 1 Abs. 2 widerrufen wird.“ 

3. Abschnitt VII wird aufgehoben. 

Zweiter Abschnitt 

§ 5 

(1) Zur Finanzierung der Straßenbau- und 
-Unterhaltungsaufgaben des Bundes, der Län- 
der, der Kreise und der Gemeinden werden 
das um die Betriebsbeihilfen nach Abschnitt 
III Artikel 4 des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 
geminderte Aufkommen aus der Mineralöl- 
abgabe und auf die Dauer von zehn Jahren 
50 v. FI. der Einnahmen aus Zöllen auf Mineral- 
öl, soweit letztere vom Kraftverkehr aufge- 
bracht werden, sowie das Aufkommen aus der 
Kraftfahrzeugabgabe in einem Straßenfonds 
zusammengefaßt. Das Gesamtaufkommen 
wird in Flöhe der Verpflichtung nach § 8 die- 
ses Gesetzes vermindert. 

(2) Aus dem verfügbaren Aufkommen des 
Straßenfonds werden — nach Abzug etwaiger 
Darlehnsverpflichtungen aus § 7 dieses Ge- 
setzes — dem Straßenbauhaushalt des Bun- 
des 33V3 v. H. (Bundesquote), der Länder 
33V3 v. H. (Länderquote) und der Gemein- 
den 20 v. FI. (Gemeindequote) zugewiesen. 
Die restlichen 13V3 v. FI. stehen nach Maß- 
gabe des § 6 Abs. 6 dieses Gesetzes alljährlich 
zur Schwerpunktbildung zur Verfügung 
(Schwerpunktquote) . 

(3) Die Zuweisungen aus dem Straßenfonds 
sind ausschließlich für den Straßenbau und 
die Straßenunterhaltung zu verwenden. Kre- 
dite, die für diese Zwecke aufgenommen wur- 
den, können aus diesen Mitteln bedient wer- 
den. 

(4) Die Länder erhalten Zuweisungen aus 
der Länderquote und aus der Gemeindequote 
nur unter der Bedingung, daß das Land das 
Eigenaufkommen aus der Kraftfahrzeugab- 


gabe ausschließlich für Zwecke des Straßen- 
baues und der Straßenunterhaltung verwen- 
det. 

(5) Die Verwendung der zugewiesenen Mit- 
tel wird im einzelnen durch die Flaushalts- 
pläne der betreffenden Gebietskörperschaften 
geregelt. 

§ 6 

(1) Die für die Länder bestimmte Gesamt- 
zuweisung (Länderquote) wird auf die Bun- 
desländer und Berlin (West) wie folgt auf- 
geteilt: 

25 v. Fi. nach der auf volle 100 000 auf- 
oder abgerundeten Bevölkerungs- 
zahl; 

25 v. FI. nach der auf 100 qkm auf- oder 
abgerundeten Landesfläche; 

25 v. H. nach der auf 1000 auf- oder ab- 
gerundeten Zahl der zugelassenen 
Kraftfahrzeuge; 

25 v. Fi. nach der auf 10 km auf- oder ab- 
gerundeten Länge der von den 
Ländern und Kreisen unterhalte- 
nen klassifizierten Straßen. 

(2) Soweit Einzelzuweisungen auf Grund 
dieses Schlüssels das Eigenaufkommen der 
Kraftfahrzeugabgabe in einzelnen Ländern 
nicht erreichen, verbleibt es bei der Verwen- 
dung des gesamten Eigenaufkommens aus der 
Kraftfahrzeugabgabe in diesen Ländern; so- 
fern dadurch ein Fehlbetrag gegenüber der 
Länderquote entsteht, wird er aus den Mit- 
teln nach § 5 Abs. 2 Satz 2 (Schwerpunkt- 
quote) dieses Gesetzes gedeckt. 

(3) Die für die Gemeinden bestimmte Ge- 
samtzuweisung (Gemeindequote) wird auf die 
Bundesländer und Berlin (West) wie folgt 
auf geteilt: 

25 v. FI. nach der auf 100 000 auf- oder 
abgerundeten Bevölkerungszahl; 

25 v. FI. nach der auf 100 qkm auf- oder 
abgerundeten Landesfläche; 

25 v. FI. nach der auf 1000 auf- oder ab- 
gerundeten Zahl der zugelassenen 
Kraftfahrzeuge; 

25 v. FI. nach der auf 10 km auf- oder ab- 
gerundeten Länge der von den 
Gemeinden des Landes unterhal- 
tenen Straßen. 

(4) Die Länder können Teile ihrer Zuwei- 
sung aus der Länderquote nachgeordneten 
Gebietskörperschaften für deren Straßenbau- 
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und -Unterhaltungsaufgaben zur Verfügung 
stellen. 

(5) Die Länder regeln die Verteilung der 
auf sie entfallenden Anteile aus der Gemein- 
dequote durch Gesetz. 

(6) Die nach § 5 Abs. 2 Satz 2 zur Schwer- 
punktbildung bestimmten Mittel sollen nach 
Abzug des nach vorstehendem Absatz 2 zum 
Ausgleich von Fehlbeträgen notwendigen Be- 
trages als besondere Zuweisungen in straßen- 
baulichen Schwerpunkten, zum Ausgleich in 
Notstandsgebieten oder zum Ausgleich unge- 
wöhnlich hoher Kosten bei geologisch oder 
geographisch ungünstigen Voraussetzungen 
unbeschadet des Baulastträgers eingesetzt wer- 
den. Ihre Verwendung wird in jedem Einzel- 
fall durch den Bundeshaushaltsplan festge- 
stellt. 

(7) Der Bundesminister der Finanzen kann 
aus überplanmäßigen Einnahmen aus der Mi- 
neralölabgabe und den Zöllen auf Mineralöl 
Vorgriffe auf Zuweisungen des folgenden 
Haushaltsjahres bewilligen. Mehrausgaben 
aus überplanmäßigen Einnahmen aus der 
Kraftfahrzeugabgabe sind im Straßenfonds 
als Vorgriffe auf Zuweisungen aus der Län- 
derquote des folgenden Haushaltsjahres nach- 
zuweisen. 

§ 7 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch die Bundesminister für Verkehr und 
der Finanzen zur Vorfinanzierung des Stra- 
ßenfonds Darlehen bei der Deutschen Gesell- 
schaft für öffentliche Arbeiten AG aufzuneh- 
men. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, für Schuldverpflichtungen, wel- 
che die Deutsche Gesellschaft für öffentliche 
Arbeiten AG für die Hergabe von Darlehen 
an den Straßenfonds eingeht, Sicherheitslei- 
stungen oder Gewährleistungen bis zum Be- 
trage oder Gegenwert von 1000 Millionen 
Deutsche Mark in in- oder ausländischer 
Währung zu übernehmen. 

(3) Auf Schuldverpflichtungen, welche die 
Gesellschaft für öffentliche Arbeiten AG für 
die Hergabe von Darlehen an den Straßen- 
fonds eingeht, sind § 8 Ziff. 1 und § 12 
Abs. 2 Ziff. 1 des Gewerbesteuergesetzes nicht 
anzuwenden. Darlehen, für die auf Grund des 
Absatzes 2 Sicherheit geleistet worden ist, 
sind von der Besteuerung nach dem Kapital- 
verkehrsteuergesetz ausgenommen. 


§8 

Aus dem Gesamtaufkommen des Straßen- 
fonds wdrd der nach Abschnitt V Artikel 2 
des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 in der Fas- 
sung des § 4 Nr. 3 dieses Gesetzes zu leisten- 
de Finanzierungsbeitrag für die Deutsche 
Bundesbahn, soweit die im Verkehrsfinanz- 
gesetz 1955 vorgesehene Einnahme nicht aus- 
reicht, durch entsprechende jährliche Zuwei- 
sungen sichergestellt. 

(1) Der Straßenfonds wird in Form eines 
jährlichen Verrechnungshaushalts beim Bun- 
desminister für Verkehr geführt. Er ist im 
Rahmen des Einzelplans 12 des Bundeshaus- 
haltsplans entsprechend der Gliederung nach 
den Absätzen 2 und 3 nachzuweisen. 

(2) Auf der Aufkommensseite des Straßen- 
fonds werden die Einnahmen gemäß § 5 
Abs. 1 dieses Gesetzes aus der Mineralölabgabe, 
aus Zöllen auf Mineralöl sowie die Einnah- 
men aus der Kraftfahrzeugabgabe und Ein- 
nahmenreste aus dem Vorjahr und Darlehen 
nach § 7 dieses Gesetzes veranschlagt sowie 
die Verpflichtungen nach § 8 dieses Gesetzes 
festgestellt. 

(3) Die Verwendungsseite des Straßenfonds 
umfaßt 

1. Zinsen und Tilgungsraten für Darlehen 

(§ 7); 

2. Bundesquote; 

3. Länderquote, 

getrennt nach dem eigenen Aufkommen 
der Länder aus der Kraftfahrzeugabgabe 
(zur Verrechnung) und der Zuweisung aus 
dem Straßenfonds (Bundeshilfe); 

4. Gemeindequote, 

Zuweisung aus dem Straßenfonds (Bundes- 
hilfe); 

5. Schwerpunktquote 

a) für Vorhaben des Bundes, 

b) für Vorhaben der Länder (Bundeshilfe), 

c) für Vorhaben der Gemeinden (Bundes- 
hilfe). 

§ 10 

(1) Zur Beratung aller mit dem Straßen- 
fonds zusammenhängenden Fragen beruft der 
Bundesminister für Verkehr im Benehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen, dem 
Bundesminister für Wirtschaft und den zu- 


3 



ständigen Länderbehörden einen Ausschuß 
aus Fachleuten des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden. Den Vorsitz führt der Bun- 
desminister für Verkehr oder sein Beauftrag- 
ter. Der Ausschuß tritt mindestens zweimal 
im Jahr zusammen. Er soll insbesondere 

über den Einsatz der Schwerpunktquote (§ 6 
Abs. 6) beraten, 

eine Koordinierung der Netz- und Baupla- 
nung herbeiführen, 

einheitliche Mindestrichtlinien für den anzu- 
strebenden Ausbauzustand und einheitliche 
Richtlinien für die technische Baudurchfüh- 
rung sowie Kalkulation und Vergabe fest- 
legen, 

eine zusammengefaßte statistische Auswer- 
tung aller wichtigen, die Verkehrsplanung 
und den Straßenbau betreffenden Zahlen er- 
möglichen 

und dem allgemeinen Erfahrungsaustausch 
dienen. 

(2) Der Ausschuß kann zu seiner Unter- 
stützung weitere Sachverständige hinzuzie- 
hen. 


(3) Der Bundesminister für Verkehr berich- 
tet dem Bundestag alljährlich über die Ergeb- 
nisse der Arbeit des Ausschusses. 

Dritter Abschnitt 

§ 11 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, Unstimmigkeiten im Text der durch 
§ 1 und § 2 geänderten Gesetze zu bereini- 
gen und Neufassungen dieser Gesetze im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1957 in 
Kraft. 

Bonn, den 26. September 1956 

Ollenhauer und Fraktion 


Begründung 


Die außerordentlichen und schnell wachsen- 
den Anforderungen an ein heutigen verkehrs- 
wirtschaftlichen und Verkehrssicherheitsbe- 
dürfnissen gerecht werdendes Straßennetz er- 
fordern die Beseitigung des Mißverhältnisses 
zwischen der Verteilung der Straßenbaula- 
sten und der Verteilung der Finanzierungs- 


quellen. Sie machen die Zweckbindung der 
spezifischen Abgaben des Kraftverkehrs für 
den Straßenbau zu einer finanz wirtschaft- 
lichen Notwendigkeit, um die Leistungsfähig- 
keit des Straßennetzes mit der ständig steigen- 
den Zunahme des Kraftverkehrs in Einklang 
zu bringen. 
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